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BVSK-RECHT AKTUELL – 2016 / KW 46 

 Neufahrzeugeigenschaft bei Abweichung von Produktionsjahr und
Kaufvertragsabschlussjahr
OLG Hamm, Urteil vom 16.08.2016, AZ: 28 U 140/15

Im Berufungsverfahren vor dem OLG Hamm ging es um die Frage, ob die
Neufahrzeugeigenschaft eines Fahrzeugs, das laut der Käuferin  beim Verkauf über ein Jahr
alt gewesen sein soll, dadurch verloren geht, dass zwischen dem Produktionszeitpunkt und
dem Kaufvertragsabschlusszeitpunkt nicht ganz ein Jahr liegt. ...(weiter auf Seite 2)

 Zur Zulässigkeit einer Verweisung auf eine günstigere Referenzwerkstatt bei
fiktiver Abrechnung
AG Lüdinghausen, Urteil vom 11.05.2016, AZ: 12 C 44/14

Der Kläger begehrt restliche Reparaturkosten in Höhe von 437,35 € aufgrund eines
Verkehrsunfalls und beziffert die – fiktiven – Reparaturkosten durch Vorlage eines
Sachverständigengutachtens, welches Stundenverrechnungssätze einer markengebundenen
Fachwerkstatt, Verbringungskosten und UPE-Aufschläge berücksichtigt. …(weiter auf Seite 4)

 Defektes Fahrzeug muss nicht vom Verkäufer zur Reparatur abgeholt werden
AG München, Urteil vom 29.02.2016, AZ: 274 C 24594/15

Im Fall des AG München erwarb der Käufer/ Kläger am 03.07.2014 einen gebrauchten
Motorroller für den privaten Gebrauch zum Kaufpreis von 1.800,00 € bei der Verkäuferin/
Beklagten, die gewerblich mit Motorädern handelt. Der Kläger stammt aus München. Die
Beklagte hat ihren Sitz in München. …(weiter auf Seite 6)

 Tatsächlich angefallene Reparaturkosten sind zu ersetzen
AG Neu-Ulm, Urteil vom 08.07.2016, AZ: 4 C 507/16

Die Parteien streiten um Schadenersatz aufgrund eines Verkehrsunfalls vom 01.06.2015. Die
Alleinhaftung der Beklagten steht außer Streit, lediglich einzelne Posten sind umstritten.
…(weiter auf Seite 8)

 Mietwagenkosten und Kosten der Rechnungsprüfung
AG Wuppertal, Urteil vom 22.09.2016, AZ: 37 C 154/15

Die Klägerin machte vor dem AG Wuppertal mehrere Schadenersatzpositionen geltend,
welche aus einem Unfallereignis vom 31.08.2015 resultierten. …(weiter auf Seite 9)



   

Im
pr

es
su

m
: 

B
un

de
sv

er
ba

nd
 d

er
 f

re
ib

er
ufl

ic
he

n 
un

d 
un

ab
hä

ng
ig

en
 S

ac
hv

er
st

än
di

ge
n 

fü
r 

da
s 

K
ra

ftf
ah

rz
eu

gw
es

en
 e

.V
. 

-B
V

SK
-,

 M
en

ze
ls

tr
aß

e 
5 

- 
14

46
7 

Po
ts

da
m

 
Te

l.:
 +

49
 (3

31
) 2

3 
60

 5
9 

0 
- 

eM
ai

l: 
in

fo
@

bv
sk

.d
e 

- 
In

te
rn

et
: w

w
w

.b
vs

k.
de

 -
 A

m
ts

ge
ri

ch
t P

ot
sd

am
, V

er
ei

ns
re

gi
st

er
-N

r.:
 V

R
 7

95
3 

P 
- 

G
es

ch
äf

ts
fü

hr
er

 (b
es

te
llt

 d
ur

ch
 

de
n 

V
or

st
an

d)
: E

lm
ar

 F
uc

hs
 -

 V
er

tr
et

un
gs

be
ri

ch
tig

er
 V

or
st

an
d:

 D
ir

k 
B

ar
fs

 (P
rä

si
de

nt
), 

D
ip

l.-
In

g.
 A

nd
ré

 R
ei

ch
el

t, 
D

ip
l. 

In
g.

 (F
H

) M
ic

ha
el

 W
es

se
ls

, G
eo

rg
 S

ch
w

ad
or

f

Newsletter

   

 

 
2 / 10 

 

 Neufahrzeugeigenschaft bei Abweichung von Produktionsjahr und 
Kaufvertragsabschlussjahr 
OLG Hamm, Urteil vom 16.08.2016, AZ: 28 U 140/15 
 
Hintergrund 
Im Berufungsverfahren vor dem OLG Hamm ging es um die Frage, ob die 
Neufahrzeugeigenschaft eines Fahrzeugs, das laut der Käuferin  beim Verkauf über ein Jahr 
alt gewesen sein soll, dadurch verloren geht, dass zwischen dem Produktionszeitpunkt und 
dem Kaufvertragsabschlusszeitpunkt nicht ganz ein Jahr liegt. 
 
In diesem Fall erwarb die Klägerin bei der zweitbeklagten Herstellerfirma aus Stuttgart über 
die erstbeklagte Vertragshändlerin ein Fahrzeug der Marke Mercedes – nämlich einen 
Mercedes CL 500 – als Neufahrzeug. Dieses Fahrzeug war unstreitig am 30.09.2011 
produziert worden, wobei der Klägerin das Produktionsjahr 2011 bekannt war.  
 
Die Bestellung der Klägerin erfolgte unter dem 27.09.2012 und die zweitbeklagte Herstellerin 
akzeptierte die Bestellung am 28.09.2012. Die Klägerin zahlte für das Fahrzeug einen 
Kaufpreis in Höhe von 105.000,00 € und übernahm es in Kenntnis des Produktionsjahres im 
Oktober 2012. 
 
Ende 2012 / Anfang 2013 forderte die Klägerin von den Beklagten die 
Kaufvertragsrückabwicklung mit der Begründung, dass das bereits im September 2011 
produzierte Fahrzeug beim Verkauf über ein Jahr alt und deswegen kein Neufahrzeug mehr 
gewesen sei. Zudem habe es vor dem Verkauf schon länger bei der erstbeklagten 
Vertragshändlerin auf Halde gestanden und sei von dieser auch auf Straßenausstellungen als 
Vorführwagen benutzt worden. Insoweit habe es auch bei Übergabe eine Laufleistung von 
bereits 86 km aufgewiesen. 
 
Die Beklagten lehnten sowohl die Neulieferung eine Mercedes CL 500 und auch die 
Rückabwicklung des Kaufvertrages ab.  
 
Die Klägerin forderte daraufhin von den Beklagten im Klagewege unter Anrechnung eines 
Nutzungsvorteils für gefahrene Kilometer die Rückzahlung des Kaufpreises in Höhe von ca. 
103.800,00 €.  
 
Aussage 
Die Klage blieb auch vor dem OLG Hamm, dem Berufungsgericht erfolglos. 
 
Laut dem OLG Hamm steht der Klägerin kein Anspruch auf Rückabwicklung des streitigen 
Kaufvertrages zu, da nicht festgestellt werden könne, dass der als Neufahrzeug verkaufte 
Mercedes CL 500 bei der Übergabe an die Klägerin mangelhaft gewesen sei.  
 
Zunächst sei von der Klägerin keine Vereinbarung zwischen den Parteien nachgewiesen 
worden, wonach es ihr darum gegangen sei, ein erst im Jahre 2012 hergestelltes Fahrzeug zu 
kaufen. Ihre diesbezügliche Behauptung habe die Klägerin, so das OLG Hamm, nicht 
nachweisen können. Gegen die Annahme eines solchen Kaufvertragsabschlusses, wonach 
ein solcher mit dem Produktionsjahr 2012 stehen und fallen sollte, spreche im Übrigen nach 
dem OLG Hamm auch, dass die Klägerin an dem Vertrag festgehalten habe, nachdem sie 
Anfang Oktober 2012 erfahren hat, dass ihr gekauftes Fahrzeug bereits im Jahre 2011 
hergestellt worden sei. Den Kaufvertrag habe sie dann – sogar nach Gewährung eines 
weiteren Nachlasses von 3.000,00 € – vollzogen. 
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Im Übrigen sei das Fahrzeug Mercedes CL 500 auch ein Neufahrzeug gewesen und habe 
daher als Neufahrzeug verkauft werden dürfen.  
 
Nach der Rechtsprechung sei ein Fahrzeug fabrikneu, wenn es aus neuen Materialien 
zusammengesetzt und unbenutzt sei, wenn und solange das Modell unverändert weitergebaut 
werde, wenn das Fahrzeug keine durch längere Standzeit bedingten Mängel aufweise und 
nach der Herstellung keine Beschädigungen eingetreten seien sowie wenn zwischen 
Herstellung und Abschluss des Kaufvertrages nicht mehr als zwölf Monate lägen. 
 
Laut dem OLG Hamm habe die Klägerin als beweisbelastete Partei nicht nachweisen können, 
dass diese Voraussetzungen beim streitgegenständlichen Fahrzeug Mercedes CL 500 nicht 
erfüllt seien. 
 
So habe sie nicht substantiiert dargetan und nicht unter Beweis gestellt, dass das Fahrzeug 
nur noch ein bis Mitte 2012 produziertes „Auslaufmodell“ gewesen sei. Ebenso sei von ihr 
nicht bewiesen, dass das Fahrzeug bei Übergabe bereits genutzt gewesen sei, weil es zuvor 
bei Ausstellungen als Probefahrzeug gedient habe. Ebenfalls nicht Beweis erbracht habe die 
Klägerin dafür, dass das Fahrzeug bei der Übergabe bereits 86 km gelaufen sei. 
 
In dem bei der Übergabe unterzeichneten sogenannten „Torpass“ habe die Klägerin die 
Laufleistung nicht beanstandet.  
 
Letztendlich sei das Fahrzeug beim Erwerb durch die Klägerin auch nicht älter als zwölf 
Monate gewesen, das Produktionsdatum lag beim 30.09.2011, die Bestellung der Klägerin 
erfolgte sodann am 27.09.2012, wobei die zweitbeklagte Herstellerin die Bestellung am 
28.09.2016 akzeptierte, sodass der Kaufvertrag zu diesem Zeitpunkt und damit vor Ablauf der 
Jahresfrist zustande gekommen sei.  
 
Praxis 
Soweit das Akzeptieren der Bestellung durch die zweitbeklagte Herstellerin am 28.09.2012 
auch zu diesem Datum gegenüber der Klägerin erfolgte und als Auftragsbestätigung im Sinne 
der Neuwagenverkaufsbedingungen zu verstehen ist, liegen zwischen der Produktion des 
Fahrzeugs und dem Kaufvertragsabschluss tatsächlich keine vollen zwölf Monate, sodass das 
von der Rechtsprechung des BGH aufgestellte Jahr noch nicht abgelaufen war.  
 
Auch die weiteren Behauptungen der Klägerin über die bereits zurückgelegte Laufleistung und 
der Nutzung des Fahrzeugs auf Straßenausstellungen als Vorführwagen konnten nicht 
bewiesen werden bzw. hatten keinen Eintrag im schriftlichen Kaufvertrag zwischen den 
Parteien gefunden. 
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 Zur Zulässigkeit einer Verweisung auf eine günstigere Referenzwerkstatt bei 
fiktiver Abrechnung 
AG Lüdinghausen, Urteil vom 11.05.2016, AZ: 12 C 44/14  
 
Hintergrund 
Der Kläger begehrt restliche Reparaturkosten in Höhe von 437,35 € aufgrund eines 
Verkehrsunfalls und beziffert die – fiktiven – Reparaturkosten durch Vorlage eines 
Sachverständigengutachtens, welches Stundenverrechnungssätze einer markengebundenen 
Fachwerkstatt, Verbringungskosten und UPE-Aufschläge berücksichtigt.  
 
Die Beklagte verwies den Kläger auf einen Referenzbetrieb und kürzte die 
Stundenverrechnungssätze, die Verbringungskosten sowie die UPE-Aufschläge  
 
Der hiergegen gerichteten Klage wurde stattgegeben.  
 
Aussage 
Das AG Lüdinghausen führt in seinen Entscheidungsgründen aus, dass der Geschädigte auch 
im Rahmen der fiktiven Schadenberechnung grundsätzlich die üblichen 
Stundenverrechnungssätze einer markengebundenen Fachwerkstatt zugrunde legen darf.  
 
Zwar kann der Schädiger den Geschädigten unter dem Gesichtspunkt der 
Schadenminderungspflicht auf eine günstigere Reparaturmöglichkeit in einer mühelos und 
ohne Weiteres zugänglichen „freien Fachwerkstatt“ verweisen, wenn er darlegt und beweist, 
dass eine Reparatur in dieser Werkstatt einer Reparatur in einer markengebundenen 
Fachwerkstatt technisch gleichwertig ist, also eine Reparatur vom Qualitätsstandard her 
derjenigen in einer markengebundenen Werkstatt entspricht und diese nicht unzumutbar ist.  
 
Die Beklagten konnten jedoch die erforderliche Gleichwertigkeit des benannten 
Referenzbetriebes nicht zur hinreichenden Überzeugung des Gerichts darlegen. Unter 
anderem lag bereits keine Zertifizierung (z.B. durch eine Prüforganisation wie TÜV oder 
Eurogarant) vor.  
 
Zudem kam der gerichtliche Sachverständige zu dem Ergebnis, dass der Referenzbetrieb nur 
eine eingeschränkte Reparaturqualität gegenüber einer BMW-Markenwerkstatt gewährleisten 
kann. Prüftechnische Arbeiten könnten mangels eines Maßstandes zur Achsgeometrie nicht 
vorgenommen werden. Auch verfügt der Betrieb über keinen Zugang zu einer 
kostenpflichtigen Plattform namens OSS (Online Service System), welche u.a. Wartungs-, 
Reparatur- und Diagnosedaten, Schaltpläne sowie weitere Informationen zur Verfügung stellt. 
Das Gericht schloss sich daher der Ansicht des Sachverständigen an, dass dem 
Referenzbetrieb dadurch nicht die aktuellen technischen Informationen des Herstellers zur 
Verfügung stehen.  
 
Weiter konnte der Kläger fiktive Verbringungskosten beanspruchen, da diese im Gutachten 
eines anerkannten Sachverständigen Berücksichtigung fanden und nach den örtlichen 
Gepflogenheiten auch bei einer Reparatur in einer markengebundenen Werkstatt angefallen 
wären.  
 
Auch fiktive UPE-Aufschläge hielt das Gericht für erstattungsfähig. Nach der wohl 
herrschenden Meinung können prozentuale Aufschläge auf Ersatzteilpreise auch bei der 
fiktiven Abrechnung verlangt werden, wenn und soweit sie regional üblich sind. Dann machen 
sie den Reparaturaufwand aus, der für die Behebung des Fahrzeugschadens erforderlich ist.  
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Praxis 
Das Gericht schließt sich den vom BGH aufgestellten Grundsätzen an, dass der Schädiger 
den Geschädigten unter dem Gesichtspunkt der Schadenminderungspflicht auf eine 
günstigere Reparaturmöglichkeit in einer mühelos und ohne Weiteres zugänglichen 
Fachwerkstatt verweisen kann, wenn die Reparatur in dieser Werkstatt vom Qualitätsstandard 
her der Reparatur in einer markengebundenen Fachwerkstatt entspricht und keine sonstigen 
Unzumutbarkeitsgründe entgegenstehen.  
 
Verbringungskosten und UPE-Aufschläge sind auch auf bei fiktiver Abrechnung zu erstatten, 
wenn diese regional üblich sind und ein Verweis auf eine Referenzwerkstatt nicht zulässig ist.  
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 Defektes Fahrzeug muss nicht vom Verkäufer zur Reparatur abgeholt werden 
AG München, Urteil vom 29.02.2016, AZ: 274 C 24594/15 
 
Hintergrund  
Im Fall des AG München erwarb der Käufer/ Kläger am 03.07.2014 einen gebrauchten 
Motorroller für den privaten Gebrauch zum Kaufpreis von 1.800,00 € bei der Verkäuferin/ 
Beklagten, die gewerblich mit Motorädern handelt. Der Kläger stammt aus München. Die 
Beklagte hat ihren Sitz in München. 
 
Ende März 2015 nahm der Kläger den Motorroller erstmals in Betrieb, wobei kurze Zeit 
danach ein Filterdefekt auftrat. Die Beklagte holte den Motorroller beim Kläger ab und 
tauschte den Filter aus und gab den Motorroller anschließend an den Kläger zurück.  
 
Mitte Juli 2015 blieb der Kläger mit dem Motorroller wegen eines Schadens liegen und ließ 
den Roller vor Ort innerhalb von München stehen. Er meldete bei der Beklagten einen Defekt 
und den Standort des Rollers. Als der Kläger in der nächsten Zeit nichts von der Beklagten 
hörte, stellte er fest, dass sich der Roller noch an dem Ort befand, an dem er ihn zuletzt 
abgestellt hatte und von der Beklagten nicht abgeholt worden war.  
 
Nach dieser Feststellung Mitte September 2015 trat der Kläger mit Schreiben vom 29.09.2016 
vom Kaufvertrag zurück und forderte die Rückzahlung des Kaufpreises.  
 
Der Kläger behauptet, er habe den Schlüssel des Rollers der Beklagten übergeben, damit sie 
den Roller abholen und reparieren könne. Der Beklagte hatte offensichtlich und endgültig die 
Reparatur verweigert, weshalb er vom Vertrag zurücktreten könne. 
 
Die Beklagte verweigerte die Rückzahlung und ist der Meinung, dass der Kläger das 
Fahrzeug zu ihr ins Geschäft hätte bringen müssen und dass sie beim ersten Defekt den 
Roller nur aus Kulanz beim Kläger abgeholt habe. 
 
Aussage 
Das AG München wies die Klage des Klägers im Wesentlichen mit folgender Begründung ab: 
 
Laut dem AG München habe kein Rücktrittsgrund vorgelegen. Ein Sachmangel erforderte 
nämlich eine negative Abweichung der sogenannten Ist- von der Sollbeschaffenheit. 
 
Hierzu habe der Kläger nicht ausreichend und substantiiert, sondern nur allgemein 
vorgetragen, dass der Motorroller einen „neuerlichen Schaden“ erlitten habe und daher nicht 
mehr fahrbereit sei.  
 
Nachdem ein Schaden – zumal bei einem gebrauchten Roller – laut dem AG München aber 
auf viele denkbare Gründe zurückzuführen sein und auch auf Umständen beruhen kann, die 
sich nach Gefahrübergang ereignen, stehe dem Kläger bereits aus diesem Grund kein 
Rücktrittsrecht zu.  
 
Im Übrigen habe der Kläger nicht vorgetragen, dass bei Gefahrübergang ein bestimmter 
Grundmangel vorgelegen und später zu einem Defekt geführt habe. 
 
Außerdem scheitere ein Rücktrittsrecht auch daran, so das AG München, dass der Kläger das 
Fahrzeug nicht zur Reparatur zu der beklagten Firma gebracht habe, da ein Verkäufer – hier 
der Beklagte – grundsätzlich nicht verpflichtet ist, die Kaufsache abzuholen. Es ist nämlich 
laut dem AG München keine Vereinbarung bewiesen, wonach der Beklagte sich verpflichtet 
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hätte, das Fahrzeug nach Anweisung an dem Ort, an dem der Kläger es abgestellt hatte, 
abzuholen. Auch die behauptete, allerdings bestrittene Überlassung eines Schlüssels an die 
Beklagte genüge hierzu nicht, weil die – bestrittene – Entgegennahme eines Schlüssels noch 
kein ausreichender Beweis dafür wäre, dass die Beklagte die Abholung des Fahrzeugs 
zugesagt hätte. 
 
Praxis 
Das AG München entscheidet hier bei der Frage der Abholung eines Fahrzeugs zur 
Feststellung eines behaupteten Schadens bzw. Defekts oder auch Mangels zugunsten der 
Verkäuferfirma.  
 
Die Frage, ob ein gewerblicher Verkäufer ein liegengebliebenes Fahrzeug eines privaten 
Käufers innerhalb offener Sachmängelhaftungsfrist auf dessen Sachmangelmonierung hin bei 
diesem oder von dem Ort, an dem es liegen geblieben ist, abholen muss, ist durchaus streitig.  
 
Zumindest sollte darauf hingewiesen werden, dass der Käufer dem Verkäufer das Fahrzeug 
zur Überprüfung einer erhobenen Sachmängelrüge zur Verfügung stellt. Gleichzeitig sollte 
darauf hingewiesen werden, dass der Verkäufer gemäß § 439 Abs. 2 BGB die zum Zwecke 
der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen – insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- 
und Materialkosten – zu tragen hat. 
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 Tatsächlich angefallene Reparaturkosten sind zu ersetzen 
AG Neu-Ulm, Urteil vom 08.07.2016, AZ: 4 C 507/16 
 
Hintergrund 
Die Parteien streiten um Schadenersatz aufgrund eines Verkehrsunfalls vom 01.06.2015. Die 
Alleinhaftung der Beklagten steht außer Streit, lediglich einzelne Posten sind umstritten.  
 
Aussage 
Der Kläger rechnet seinen Schaden konkret ab. 
 
„Gemäß § 249 Abs.2 S. 1 BGB kann der Geschädigte den zur Herstellung der beschädigten 
Sache erforderlichen Geldbetrag verlangen. Nach ständiger höchstrich terlicher 
Rechtsprechung hat der Schädiger danach die Aufwendungen zu ersetzen, die ein 
verständiger, wirtschaftlich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für 
zweckmäßig und notwendig halten durfte. […] Es darf jedoch gerade bei der Reparatur von 
Kraftfahrzeugen nicht außer Acht gelassen werden, dass den Kenntnis - und 
Einflussmöglichkeiten des Geschädigten bei der Schadenregulierung regelmäßig Grenzen 
gesetzt sind, dies vor allem, sobald er den Reparaturauftrag erteilt hat und das Fahrzeug in 
die Hände von Fachleuten gibt.“   

 
Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze sind die Erneuerung der Schutzleiste für das 
Einstiegsblech, die für die Außendichtung in Ansatz gebrachten Kosten und die Kosten der 
Lackierung des Außengriffs ersatzfähig, zumal die Kosten der Außendichtung und der 
Lackierung bereits im vom Kläger eingeholten Kostenvoranschlag vorgesehen waren. Dass 
der Kostenvoranschlag die Kosten für die Erneuerung der Schutzleiste nicht vorsieht, steht 
dem nicht entgegen.  
 

Praxis 
Das Urteil bestätigt die ständige Rechtsprechung, wonach das sogenannte Werkstattrisiko 
grundsätzlich zulasten des Schädigers bzw. des hinter ihm stehenden Haftpflichtversicherers 
geht.  
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 Mietwagenkosten und Kosten der Rechnungsprüfung 
AG Wuppertal, Urteil vom 22.09.2016, AZ: 37 C 154/15  
 
Hintergrund 
Die Klägerin machte vor dem AG Wuppertal mehrere Schadenersatzpositionen geltend, 
welche aus einem Unfallereignis vom 31.08.2015 resultierten. 
 
Hierbei war die Eintrittspflichtigkeit der Beklagten als Kfz-Haftpflichtversicherung des 
Unfallgegners dem Grunde nach unstreitig.  
 
Bezüglich der unfallbedingt entstandenen Mietwagenkosten berief sich die Beklagte auf 
angebliche Vermittlungsmöglichkeiten. Man hätte ein Fahrzeug zu einem Tagespreis von 
45,00 € anbieten können.  
 
Außerdem bestritt die Beklagte die Erforderlichkeit der Kosten einer Rechnungsprüfung. Die 
konkreten Reparaturkosten lagen höher als die vom Gutachter prognostizierten 
Reparaturkosten. Deswegen veranlasste die Beklagte eine solche Rechnungsprüfung. Sie 
war allerdings nicht dazu bereit, die Kosten hierfür zu übernehmen.  
 
Die Klage vor dem AG Wuppertal war weitaus überwiegend erfolgreich.  
 
Aussage 
Bezüglich der Mietwagenkosten hielt das AG Wuppertal die auf Beklagtenseite behaupteten 
günstigeren Vergleichsangebote für nicht vergleichbar und damit irrelevant.  
 
Zwar habe die Beklagte in einem Telefonat vom 01.09.2015 und sodann per Email vom 
02.09.2015 mitgeteilt, man könne einen Mietwagen zu einem Tagespreis von 45,00 € 
vermitteln. Hierbei sei auch eine kostenlose Zustellung und Abholung des Mietwagens 
enthalten. Außerdem wären sämtliche Kilometer, eine Vollkaskoversicherung mit einem 
Selbstbehalt von 332,00 € und alle Nebenkosten inklusive gewesen.  
 
Die Klägerin habe allerdings vorgetragen, dass ihr bei dem Unfall beschädigtes Fahrzeug eine 
Vollkaskoversicherung mit einer Selbstbeteiligung von lediglich 300,00 € hatte. Außerdem 
bestehe ein Regulierungsansprach seitens der Klägerin gegen die Kaskoversicherung auch 
für den Fall grober Fahrlässigkeit. Der Klägerin sei es wichtig gewesen, dass diese 
Konditionen auch für den Mietwagen angeboten werden könnten. Sie habe sich vor diesem 
Hintergrund gegen das Angebot der Beklagten und für den eigenen Tarif mit der 
entsprechenden Versicherungsleistung entschieden. Damit hielt das AG Wuppertal das 
Angebot der verklagten Versicherung für nicht vergleichbar.  
 
Der Ersatz der Mietwagenkosten orientiere sich letztendlich an dem geschädigten Fahrzeug 
und an den damit verbundenen Versicherungsleistungen. Dementsprechend habe für die 
Klägerin die entsprechende Versicherung auch für das Mietfahrzeug bestehen dürfen. 
 
Bezüglich der Kosten der Rechnungsprüfung führte das AG Wuppertal aus: 
 
„Zu dem Zeitpunkt, als die Beklagte die Überprüfung der Reparaturrechnung anregte, war 
das Fahrzeug bereits repariert. Für die Beklagte war daher ohne Weiteres ersichtlich, dass 
die kalkulierten Kosten geringer waren, als die tatsächlichen Reparaturkosten. Gemäß § 249 
Abs. 2 Satz 1 BGB hatte der Schädiger     stets die tatsächlichen Reparaturkosten zu 
erstatten. Mithin bedürfte es aus Sicht der Geschädigten einer Rechnungsprüfung gar nicht. 
Soweit sich die Beklagte nun veranlasst sah, die Rechnung prüfen zu lassen, erfol gte diese 
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Prüfung mithin allein auf ihre Veranlassung und in ihrem Interesse (…). Mithin hat sie auch 
für die dafür angefallenen Kosten aufzukommen.“  

 
Praxis 
Nach dem Urteil des BGH vom 26.04.2016 (AZ: VI ZR 563/15) gehen die Versicherer immer 
mehr dazu über, den Geschädigten unmittelbar nach dem Unfall zu kontaktieren und auf 
angeblich günstigere Angebote zu verweisen. Man könne bei der Vermittlung behilflich sein.  
 
Später behaupten dann die Versicherer im Prozess, der Geschädigte habe gegen 
Schadenminderungspflichten verstoßen, als er nicht zu diesen Tarifen anmietete.  
 
In der Praxis ist es bei einem Prozess besonders wichtig, genau zur Vergleichbarkeit der 
angebotenen Tarife vorzutragen. Dies hat der Klägervertreter im Verfahren vor dem AG 
Wuppertal getan und damit einen Großteil der gekürzten Mietwagenkosten durchgesetzt. 
 
Auch im Hinblick auf die Kosten der Rechnungsprüfung ist die Entscheidung des AG 
Wuppertal konsequent. Wer derartige Kosten veranlasst (im konkreten Fall die 
unfallgegnerische Versicherung), der haftet auch dafür. 
 


